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Geschätzte Leser 
 
Zu Beginn der Herbstsession 
2020 übergibt Ihnen SwissHol-
dings seinen aktuellen Sessi-
onsticker. Dieser gibt Ihnen ei-
nen Überblick über wichtige, in 
unseren Tätigkeitsbereich fal-
lende Geschäfte, welche in der 
kommenden Session im Natio-
nal- und Ständerat behandelt 
werden. Mit dem Sessionsti-
cker zeigen wir auf, worum es 
in den Geschäften geht und 
welche Haltung SwissHoldings 
dazu einnimmt.  
  
  
Wir hoffen, Ihnen auch mit die-
ser Ausgabe dienliche Infor-
mationen weiterzugeben. 
Gerne nehmen wir Ihre Rück-
meldung zum Ticker entgegen.  
  
  
  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
SwissHoldings 
Bern, 3. September 2020 
  
Rückfragen: 
pascal.nussbaum@swissholdings.ch   

Vorlagen (Titel klickbar) 

SwissHoldings Sessionsticker 
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Nationalrat:  

20.058 Bundesgesetz über die gesetzlichen Grundlagen für Verordnungen des Bundesrats 
zur Bewältigung der Covid 19-Epidemie (Covid-19-Gesetz) 

Behandlung am Donnerstag, 17. September 2020 

 

Darum geht es 

Seit dem 13. März 2020 hat der Bundesrat verschiedene Verordnungen zur Bewältigung der Covid-

19-Epidemie erlassen. Durch die Vorlage soll nun das bisherige Massnahmenpaket des Bundesrats 

durch einen Beschluss des Parlaments gesetzlich abgestützt werden. Der Entwurf schafft die recht-

lichen Grundlagen, damit der Bundesrat die notverordnungsrechtlichen Massnahmen aufrechterhal-

ten kann. 

 

Stand des Verfahrens 

SGK-NR 27./28.10.2020: Annahme (18:6:1) mit vom bundesrätlichen Entwurf abweichenden Anträ-

gen 

 

Position SwissHoldings 

Der Gesetzesentwurf gibt dem Bundesrat weitgehende Kompetenzen, die ansonsten dem Parlament 

zukämen. Entsprechend liegen mögliche Bedenken nahe und es ist Vorsicht geboten. Der Bundesrat 

hat aber im Rahmen der Covid-19-Krise mit seinen Massnahmen bewiesen, wie effizient und sinnvoll 

unsere Exekutive mit den Notverordnungen voranschreiten kann. Entsprechend möchte der Verband 

zum Erhalt der Flexibilität in der Krise und im Sinne eines guten Krisenmanagements dem Grundsatz 

zustimmen, dass ein Covid-Gesetz erlassen wird, das dem Bundesrat gewisse Kompetenzen erteilt.  

Wichtig es jedoch namentlich, dass dieses zeitlich begrenzt ist und dass der Bundesrat von den Be-

fugnissen nur soweit Gebrauch gemacht werden, als dies notwendig und verhältnismässig ist. Weiter 

ist es wesentlich, dass das Gesetz der Wichtigkeit für unsere Mitgliedfirmen des grenzüberschreiten-

den Warenverkehrs und Grenzübertritts von Personal Rechnung trägt. Eingriffe in die Produktion sind 

nur als äusserste Massnahme vorzunehmen. 

Ausdrücklich begrüssen möchten wir ferner aus einer namentlich praxisorientierten Sicht die bundes-

rätliche Lösung (der die SGK-NR zugestimmt hat) zur Abhaltung der Generalversammlungen: Im 

Falle der Anordnung von Versammlungsverboten muss – damit wichtige Beschlüsse gefasst werden 

können – die Generalversammlung trotz Veranstaltungsverbot abgehalten werden können. Die 

Stimmabgabe über den unabhängigen Stimmrechtsvertreter, wie sie der Bundesrat u.a. vorsieht, 

stellt hier eine für unsere Mitgliedfirmen praktikable Lösung dar. 

  

https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20200058
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Nationalrat:  

17.059 Datenschutzgesetz. Totalrevision und Änderung weiterer Erlasse zum Datenschutz 

Behandlung am Donnerstag, 17. September 2020 

 

Darum geht es 

Das Bundesgesetz über den Datenschutz (DSG) ist aufgrund der rasanten technologischen Entwick-

lung nicht mehr zeitgemäss. Der Bundesrat will deshalb das DSG den veränderten technologischen 

und gesellschaftlichen Verhältnissen anpassen und dabei insbesondere die Transparenz von Daten-

bearbeitungen verbessern und die Selbstbestimmung der betroffenen Personen über ihre Daten stär-

ken.  

Gleichzeitig soll die Totalrevision der Schweiz erlauben, das revidierte Datenschutzübereinkommen 

SEV 108 des Europarats zu ratifizieren (hierfür hat das Parlament mit Abschluss des Geschäfts 

19.068 die notwendigen Voraussetzungen geschaffen) sowie die Richtlinie (EU) 680/2016 über den 

Datenschutz im Bereich der Strafverfolgung zu übernehmen (hierzu ist die Schweiz aufgrund des 

Schengen-Abkommens verpflichtet). Zudem soll die Revision die schweizerische Datenschutzge-

setzgebung insgesamt den Anforderungen der Verordnung (EU) 2016/679 annähern. Diese Annähe-

rung und die Ratifizierung des revidierten Übereinkommens SEV 108 sind zentrale Elemente, damit 

die EU die Schweiz weiterhin als Drittstaat mit einem angemessenen Datenschutzniveau anerkennt 

und die grenzüberschreitende Datenübermittlung auch künftig möglich bleibt. 

 

Stand des Verfahrens 

NR Herbstsession 2019: Annahme abweichend vom SR (98:68:27) 

SR Wintersession 2019: Annahme abweichend vom NR (29:4:0) 

NR Frühjahrssession 2020: Differenzbereinigung 

SR Sommersession: Differenzbereinigung 

 

Position SwissHoldings 

SwissHoldings stimmt der Revision zu und zwar in einer Form, die die Äquivalenz gegenüber 

der EU-Datenschutzregulierung sichert. Inhaltlich sind die Modernisierung des Datenschutzrechts 

aus Unternehmenssicht und die Anpassung an die neuen Datenschutzstandards zu begrüssen, da 

eine regulatorische Parzellierung des digitalen Wirtschaftsraumes und damit einhergehend die Be-

hinderung des Datenaustausches namentlich mit der EU angesichts des bereits erreichten Grads der 

Digitalisierung unverhältnismässig schwere Nachteile mit sich zöge. Zugleich brauchen alle von der 

Digitalisierung betroffenen Wirtschaftszweige – kleine wie grössere Unternehmen – umgehend Klar-

heit darüber, wie die Rahmenbedingungen für die Datenbearbeitung gesetzt sind. 

Eine Nichtanpassung würde vor allem auch das für die Unternehmen unverzichtbare Fortbestehen 

der Anerkennung der Datenschutzäquivalenz durch die EU-Kommission gefährden. Ein Wegfallen 

der Äquivalenz in diesem Bereich würde insbesondere die kleineren Unternehmen mit völlig unver-

hältnismässigem administrativem Mehraufwand beschäftigen, weil sich rein technisch die wenigsten 

Wirtschaftsteilnehmer einem Datenaustausch mit dem nahen Ausland entziehen können.  

https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20170059
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Angesichts der Komplexität der Vorlage und der grossen Vorberatungszeit ist das Differenzberei-

nigungsverfahren rasch abzuschliessen. Im Zentrum des Differenzbereinigungsverfahrens steht 

noch die Regelung zum «Profiling»; hier empfehlen wir der Mehrheit der SPK-N zu folgen.  
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Nationalrat:  

18.317  Kt. Iv. BE Kein Freihandel für Palmöl aus Malaysia 

18.320  Kt. Iv. FR Ausschluss von Palmöl und dessen Derivaten von den Freihandelsge-
sprächen zwischen der Schweiz und Malaysia 

18.325  Kt. Iv. JU Ausschluss von Palmöl von den Freihandelsabkommen mit Indonesien 
und Malaysia 

Beratung am Donnerstag, 24. September 2020  

 

Darum geht es 

Die vorliegenden Standesinitiativen beziehen sich auf den Palmölhandel im Rahmen von Freihan-

delsabkommen.  

➢ Die Initiative des Kanton Bern verlangt, dass Palmöl explizit aus dem Abkommen mit Malay-

sia ausgeschlossen wird.  

➢ Der Kanton Jura stellt diese Forderung zusätzlich zu Malaysia auch für das Freihandelsab-

kommen mit Indonesien.  

➢ Die Standesinitiative aus dem Kanton Freiburg will, dass im Freihandelsabkommen mit Ma-

laysia nicht nachhaltig produziertes Palmöl ausgeschlossen wird und Grenzschutzmassnah-

men nur für ein Kontingent von nachhaltig produziertem Palmöl aufgehoben werden sollen. 

Zudem soll innerhalb der Schweiz die Produktion von Pflanzenöl, namentlich Raps- und Son-

nenblumenöl mindestens auf heutigem Niveau gehalten und gefördert werden. 

Das Abkommen mit Indonesien wurde bereits unterzeichnet und vom Parlament im Dezember 2019 

verabschiedet. Im Anschluss an diese Beratung haben Organisationen der Zivilgesellschaft unter der 

Leitung der bäuerliche Organisation Uniterre und der Juso das Referendum ergriffen, welches am 1. 

Juli 2020 zustande kam. Zum Abkommen mit Malaysia sind die Verhandlungen noch andauernd. 

 

Stand des Verfahrens 

SR Wintersession 2019: Abgelehnt.  

APK-NR 21.01.2020: gibt Vorstössen mit folgenden Stimmverhältnissen keine Folge: 

- 18.325 Kanton Jura mit 15 zu 4 Stimmen bei 5 Enthaltungen 

- 18.320 Kanton Freiburg mit 15 zu 9 Stimmen bei 1 Enthaltung  

- 18.317 Kanton Bern mit 15 zu 8 Stimmen bei 2 Enthaltungen. 

 

Position SwissHoldings 

SwissHoldings unterstützt die Stossrichtung, Nachhaltigkeitsaspekte in Überlegungen zu Freihan-

delsabkommen direkt zu verankern. Das dafür vorgesehene Kapitel «Nachhaltigkeit und Handel» in 

den Abkommen hat sich in dieser Hinsicht bewährt und bildet ein solides Fundament zur Förderung 

nachhaltiger Entwicklung. Die Bestimmungen des Kapitels beziehen sich vorwiegend auf Arbeitsthe-

https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20180317
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20180320
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20180325
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men und Umweltschutz. Sie werden aktuell überarbeitet und sollen künftig auch Aspekte wie nach-

haltige Waldbewirtschaftung, Fischerei, Klimaschutz und Biodiversität beinhalten. Im Freihandelsab-

kommen mit Indonesien sind einige dieser Punkte bereits umgesetzt. Ein Novum in diesem Abkom-

men sind zudem die speziellen Bestimmungen zu Palmöl. Zum ersten Mal wurden damit spezielle 

Klauseln zu einer Produktgruppe erlassen. Das Abkommen sieht für eine gewisse Menge an indone-

sischem Palmöl Zollreduktionen vor, aber nur für zertifizierte Produkte auch dann nur unter gewissen 

Bedingungen. 

Grundsätzlich ist festzuhalten, dass intensivierte Handelsbeziehungen selbst ein wichtiger Faktor 

sind, um nachhaltige Entwicklung zu fördern. Ein Ausbau der Handelstätigkeit fördert nicht nur die 

lokale Wirtschaft, sondern löst auch immer einen Wissens- und Technologietransfer aus und führt 

damit einhergehend zu sozialem Fortschritt. Unternehmen engagieren sich bereits heute stark dafür, 

ihre Wertschöpfungskette nachhaltig zu gestalten. 

Die Schweizer Wirtschaft ist mit einer Exportquote von über 60 Prozent des BIP stark global ausge-

richtet. Die Mitgliedsfirmen von SwissHoldings haben als wichtige internationale Direktinvestoren 

ausgeprägte global verflochtene Wertschöpfungsketten. Somit ist der Zugang zu wichtigen ausländi-

schen Märkten zentral für ihren Erfolg. Dies gilt insbesondere auch für den indonesischen und ma-

laysischen Markt. Die Bedeutung des über 260 Millionen Konsumenten umfassenden indonesischen 

Absatzmarktes für die schweizerische Exportwirtschaft dürfte in den nächsten Jahren weiter zuneh-

men. Das südostasiatische Land dürfte mittelfristig wieder auf einen Wachstumspfad von über 5 Pro-

zent pro Jahr kommen. Die Vorteile eines präferierten Marktzuganges fallen speziell ins Gewicht, da 

weder US Firmen noch EU Unternehmen auf einen solchen Zugang zählen können. Während Ma-

laysia mit über 31 Millionen Konsumenten einen kleineren Absatzmarkt darstellt, handelt es sich auch 

hier um einen stark wachsenden Markt.  

SwissHoldings empfiehlt daher, die drei Standesinitiativen gemäss Antrag der Mehrheit der APK-NR 

abzulehnen. 

 

  



 

7 

 

Ständerat:  

18.4129  Mo. Nationalrat (Schneider-Schneiter). Für eine Reform der Entwicklungszusam-
menarbeit 

Behandlung am Dienstag, 15. September 2020 

 

Darum geht es 

Die Motion fordert, dass die Entwicklungszusammenarbeit an aktuelle Bedürfnisse und Herausforde-

rungen angepasst wird. Konkret werden folgende Punkte genannt: 

1. Anpassung der geografischen Schwerpunkte mit Blick auf Migrationsströme 

2. Überprüfung der Wirksamkeit von Langzeitprojekten 

3. Ausrichtung humanitärer Hilfe und wirtschaftlicher Entwicklungsmassnahmen auf regionale 

Aufnahmeländer von Flüchtlingen 

4. Reduktion von multilateralen Programmen in Staaten, die nicht für Reformen kooperieren 

und Fokus der bilateralen Hilfe auf Staaten, die Verknüpfung von Entwicklungszusammenar-

beit mit Migrationsfrage akzeptieren 

5. Zusammenarbeit mit Unternehmen, Prüfung eines Entwicklungshilfe- oder Investitionsfonds 

und verstärktes Engagement für die Verhandlung von Investitionsschutzabkommen. 

Der Bundesrat beantragt in seiner Botschaft vom 27.02.2019 die Annahme der Punkte 1 – 3 und 5, 

lehnt aber Punkt 4 ab mit der Begründung, dass gezielte Unterstützung reformwilliger Akteure erfolg-

versprechender ist als eine Drohung, die (multilaterale) Zusammenarbeit abzubrechen. Zusätzlich 

deutet das Gremium darauf hin, dass ein potenzieller Abbruch der Zusammenarbeit von anderen 

Akteuren ausgenutzt werden kann, die keine Reformen verlangen. 

 

Stand des Verfahrens 

NR Frühlingssession 2019: Annahme von Punkte 1 – 3 sowie 5, Ablehnung von Punkt 4 

APK-SR 13.08.2020: Folgt Nationalrat mit 9 zu 3 Stimmen bei 1 Enthaltung  

 

Position SwissHoldings 

Als Wirtschaftsverband äusserst sich SwissHoldings ausschliesslich zu Punkt 5 dieser Motion. Der Ver-

band schätzt die Rolle, welche der Zusammenarbeit mit der Privatwirtschaft im Rahmen der Schweizer 

Entwicklungszusammenarbeit zukommt. Die Bereitschaft der Wirtschaft, die entsprechenden Erfahrun-

gen in die Kooperation mit der internationalen Zusammenarbeit einzubringen, ist gross. Seit vielen Jahr-

zehnten sind Schweizer Unternehmen in Entwicklungs- und Schwellenländern präsent. Die Firmen tau-

schen weltweit Güter aus, investieren in Fertigungsstandorte, schaffen Arbeitsplätze und tragen zum 

Innovationstransfer bei. Wir begrüssen daher die Stossrichtung im Punkt 5 der Motion, die Zusammen-

arbeit mit der Wirtschaft verstärkt zu fördern, um Ziele der nachhaltigen Entwicklung weltweit zu errei-

chen. Im Sinne einer Zusammenarbeit, welche primär Hilfe zur Selbsthilfe sein muss, kann die Privat-

wirtschaft einen zentralen Beitrag leisten. 

Zusätzlich sind für die Mitgliedsfirmen von SwissHoldings als wichtige Direktinvestoren weltweit gute 

Rahmenbedingungen in ausländischen Zielmärkten von hoher Bedeutung. Investitionsschutzabkom-

men tragen dazu bei, dass ein Staat zu einem attraktiven Investitionsstandort wird. Daraus resultierende 

https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20184129
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intensivierte Handelsbeziehungen fördern direkt die nachhaltige Entwicklung vor Ort. Dabei spielen ne-

ben bedeutenden wirtschaftlichen Aspekten auch die Verbesserung des Arbeitsmarktes und damit ein-

hergehend der soziale Fortschritt sowie der Wissens- und Technologietransfer eine wichtige Rolle.  
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Ständerat:  

20.058 Bundesgesetz über die gesetzlichen Grundlagen für Verordnungen des Bundesrats 
zur Bewältigung der Covid 19-Epidemie (Covid-19-Gesetz) 

Behandlung am Donnerstag, 17. September 2020 

 
Vgl. Notizen zum Geschäft im Nationalrat. 

  

https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20200058
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Ständerat:  

18.061 Doppelbesteuerung. Abkommen zwischen der Schweiz und Saudi-Arabien 

Behandlung am Dienstag, 22. September 2020 

 

Darum geht es 

Am 18. Februar 2018 haben die Schweiz und Saudi-Arabien ein Doppelbesteuerungsabkommen 

(DBA) betreffend die Einkommens- und Vermögenssteuern unterzeichnet. Das DBA-Saudi-Arabien 

regelt insbesondere die internationale Besteuerung von Unternehmensgewinnen, setzt die BEPS-

Vorgaben der OECD zur Bekämpfung von Gewinnverkürzungen und -verlagerungen um und enthält 

eine Bestimmung zur steuerlichen Amtshilfe auf Anfrage nach internationalem Standard. In einigen 

Punkten weicht das Abkommen vom OECD-Standard ab und folgt auf Wunsch von Saudi-Arabien 

dem UNO-Standard.  

 

Stand des Verfahrens 

NR Frühjahrssession 2020: Annahme gemäss Entwurf (119:71:2) 

WAK-SR 21.08.2020: Antrag auf Zustimmung zur Vorlage (7:1:2) 

 

Position SwissHoldings 

Saudi-Arabien ist ein G20-Staat mit stark wachsender Bedeutung für die Schweizer Industrie- und 

Dienstleistungsunternehmen. Das Land ist in den letzten 15 Jahren zu einem wichtigen Handels- 

und Investitionspartner der Schweiz geworden. So stand die Schweiz im Jahr 2018 an siebzehnter 

Stelle der Importpartner Saudi-Arabiens. Saudi-Arabien forciert aktuell insbesondere Investitionen 

in die Diversifizierung der eigenen Volkswirtschaft. Dazu gehört die Öffnung für Investitionen aus 

dem Ausland sowie auch die Privatisierung von bislang weitgehend staatlich kontrollierten Wirt-

schaftszweigen. Schweizer Unternehmen tätigen in diesem Zusammenhang erhebliche Direktinves-

titionen in Saudi-Arabien, wobei sich die Investitionstätigkeit innert wenigen Jahren vervielfacht hat. 

Gleichzeitig verfügt Saudi-Arabien über die grössten Ölreserven der Welt, was dem Land hohe In-

vestitionen in die Infrastruktur ermöglicht.  

Saudi-Arabien verspricht deshalb auch in Zukunft ein stark wachsender Markt für Schweizer Indust-

rie- und Dienstleistungskonzerne zu bleiben. Die Unternehmen haben deshalb ein erhebliches Inte-

resse, dass endlich auch die Schweiz mit diesem aufstrebenden G20-Mitglied ein Doppelbesteue-

rungsabkommen (DBA) vereinbart und die heute bestehenden steuerlichen Nachteile von Schwei-

zer Unternehmen gegenüber solchen aus Konkurrenzstaaten beseitigt werden. Das DBA versetzt 

Schweizer Unternehmen gegenüber anderen in Saudi-Arabien tätigen ausländischen Firmen in eine 

konkurrenzfähige Position. Es verbessert insbesondere die Rechtssicherheit, wodurch die Investiti-

onstätigkeiten erheblich erleichtert werden. 

Vorteilhaft für die Schweizer Industrie- und Dienstleistungsunternehmen sind insbesondere die ver-

einbarten Residualsätze für Dividenden, Zinsen und Lizenzerträge. Für Dividenden innerhalb von 

Konzernen (Beteiligungsverhältnis von 10 Prozent) gilt ein Residualsatz von 5 Prozent. Für Zinsen 

sieht das Abkommen eine maximale Besteuerung im Quellenstaat von 5 Prozent vor. Ausserdem 

https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20180061
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konnten verschiedene Ausnahmen vereinbart werden. So unterliegen insbesondere Zinsen im Zu-

sammenhang mit dem Verkauf von Waren oder Dienstleistungen auf Kredit sowie Zinsen, die für 

zwischen Gesellschaften oder von Finanzinstituten gewährte Darlehen bezahlt werden, keiner Resi-

dualsteuer. Für Lizenzgebühren sieht Artikel 12 des DBA Saudi-Arabien eine generelle Maximalbe-

steuerung im Quellenstaat von 7 Prozent vor. Auf Zahlungen für die Benutzung oder das Recht zur 

Benutzung von gewerblicher, kaufmännischer oder wissenschaftlicher Ausrüstung beträgt die Resi-

dualsteuer maximal 5 Prozent. Auf anderen Zahlungen (z.B. für Dienstleistungen) ist keine Residu-

alsteuer zulässig. 
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Ständerat:  

17.059 Datenschutzgesetz. Totalrevision und Änderung weiterer Erlasse zum Datenschutz 

Ev. Behandlung am Mittwoch, 23. September 2020  

 

Vgl. Notizen zum Geschäft im Nationalrat. 

 

  

https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20170059
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Ständerat:  

19.076  Zolltarifgesetz. Änderung (Aufhebung der Industriezölle) 

Behandlung am Mittwoch, 23. September 2020  

 

Darum geht es 

Die vorliegende Revisionsvorlage schlägt vor, per 1. Januar 2022 sämtliche Einfuhrzölle auf Indust-

rieprodukte auf null zu setzen und gleichzeitig eine Vereinfachung der Tarifstruktur einzuführen. Der 

Begriff der Industrieprodukte erfasst für diese Vorlage alle Güter mit Ausnahme der Agrarprodukte 

(inkl. Futtermittel) und der Fischereierzeugnisse. Diese Senkung der Industriezölle ist Teil des Mas-

snahmenpakets «Importerleichterungen» im Kampf gegen die Hochpreisinsel Schweiz.  

Der Bundesrat hat die notwendige Botschaft dazu am 27.November 2019 zuhanden des Parlaments 

verabschiedet. 

 

Stand des Verfahrens 

NR Sommersession: Nichteintreten 

WAK-SR 21.08.2020: Nichteintreten durch Stichentscheid des Präsidenten (Levrat, SP) 

 

Position SwissHoldings 

Die Mitgliedsfirmen von SwissHoldings sind stark mit den weltweiten Wertschöpfungsketten verfloch-

ten und so auf Vorleistungen und Importe aus dem Ausland angewiesen. Eine liberale Handelspolitik 

mit einem möglichst weitgehenden Verzicht auf Einschränkungen in den freien Warenverkehr ist für 

die Prosperität unserer Volkswirtschaft insgesamt wesentlich. Trotzdem bestehen heute zahlreiche 

tarifäre und nichttarifäre Handelshemmnisse, die sich die Schweiz teilweise selbst auferlegt. Dazu 

zählt auch das veraltete System der Industriezölle. Die Abschaffung von Einfuhrzöllen, wie sie Ge-

genstand dieser Vorlage ist, stellt eine einfach umsetzbare Möglichkeit zur Beseitigung von Handels-

hemmnissen dar und setzt ein wichtiges Zeichen gegen die Abschottungstendenzen nationaler Volks-

wirtschaften. 

Die historisch gewachsene Tarifstruktur für Industriezölle ist äusserst komplex. Sie umfasst 6172 

Tarifnummern. Dies macht die Zollanmeldung für Unternehmen sehr zeitaufwändig und kostspielig. 

Nur durch den Abbau der Industriezölle wird eine Vereinfachung der Tarifstruktur möglich, da an-

sonsten für alle zusammengeführten Tarifnummern neue Zölle festgelegt und gegebenenfalls mit der 

WTO verhandelt werden müssten.  Die mit dem Zollabbau zu erreichenden Erleichterungen reduzie-

ren die Kosten für Vorleistungen und den administrativen Aufwand – mit positiven Auswirkungen auf 

die internationale Wettbewerbsfähigkeit der Schweizer Unternehmen.  

Der jährliche Durchschnitt bei den Zolleinnahmen auf Industriegüter liegt bei rund 500 Mio. CHF (inkl. 

Automobil- und Mehrwertsteuer). 75 Prozent der Schweizer Zolleinnahmen auf Industriegüter stam-

men zu grossen Teilen von Importen aus der EU, den EFTA-Staaten und China und sind bereits 

heute von Freihandelsabkommen abgedeckt. Die grosse Mehrheit der Industriezölle sollte demnach 

gar nie erhoben werden. Aufgrund der hohen administrativen Aufwände der Nutzung der Freihan-

https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20190076
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delsabkommen oder infolge der schwierig zu erbringenden Ursprungsnachweisen wird der präferen-

zielle Nullzoll von den importierenden Unternehmen oft nicht eingefordert. Dazu kommen zusätzlich 

administrative Aufwände von über 100 Mio. CHF, welche bei Annahme der Gesetzesänderung von 

der Wirtschaft und der Verwaltung eingespart werden könnten.  

Die Angst, dass der Abschluss weiterer Freihandelsabkommen durch einen unilateralen Abbau 

der Industriezölle gefährdet ist, ist unbegründet. Es sind bereits über 80 Prozent des Schweizer 

Handels durch Freihandelsabkommen (FHA) abgedeckt. In diesen Fällen hat der unilaterale 

Abbau der Industriezölle keine Auswirkungen. Der Grossteil des nicht durch FHA abgedeckten 

Handels findet mit den USA statt, deren primäre Interessen nicht im Abbau von Industriezöllen 

liegen. Generell werden gemäss einer Studie des SECO keine starken Auswirkungen auf die 

Verhandlungsposition der Schweiz erwartet, ausser bei vereinzelten Ländern, welche besondere 

Interessen im Textil- und Kleidungssektor aufweisen. Selbst bei diesen Staaten gilt es jedoch zu 

bedenken, dass es sich zumeist um Entwicklungsländer handelt, welche bereits heute das allgemeine 

Präferenzsystem APS nutzen und so von Zollreduktionen oder teilweise sogar Zollfreiheit 

profitieren können. 

SwissHoldings empfiehlt auf die Vorlage einzutreten und spricht sich für die Änderung des Zolltarif-

gesetzes aus. 

 

 


